
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Yeda Research and Development Company Ltd, 
Aventis Holdings Inc. 

Beklagter: Comptroller-General of Patents, Designs and Trade 
Marks 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Court of Appeal (England & 
Wales) (Civil Division) — Auslegung von Art. 3 Buchst. a der 
Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergänzende Schutz­
zertifikat für Arzneimittel (ABl. L 152, S. 1) — Bedingungen für 
die Erteilung des Zertifikats — Begriff des Erzeugnisses, das 
„durch ein in Kraft befindliches Grundpatent geschützt ist“ — 
Kriterien — Auswirkung der Vereinbarung 89/695/EWG über 
Gemeinschaftspatente auf die Prüfung dieser Kriterien bei einer 
mittelbaren oder mitwirkenden Verletzung im Sinne des Art. 26 
der Vereinbarung 

Tenor 

Art. 3 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergän­
zende Schutzzertifikat für Arzneimittel ist dahin auszulegen, dass er es 
den für den gewerblichen Rechtsschutz zuständigen Behörden eines 
Mitgliedstaats verwehrt, ein ESZ zu erteilen, wenn der in der Anmel­
dung aufgeführte Wirkstoff in den Ansprüchen des Grundpatents zwar 
als Wirkstoff genannt ist, der mit einem anderen Wirkstoff eine Zu­
sammensetzung bildet, er aber nicht Gegenstand eines Anspruchs ist, 
der sich ausschließlich auf diesen Wirkstoff bezieht. 

( 1 ) ABl. C 13 vom 15.1.2011. 

Beschluss des Gerichtshofs vom 13. Oktober 2011 — 
Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata 
Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE/ 

Europäische Kommission 

(Rechtssache C-560/10 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Öffentliche Dienstleistungsaufträge — Ma­
nagement und Pflege des Portals „Europa für Sie“ — Ableh­
nung des Angebots — Verordnungen (EG, Euratom) 
Nrn. 1605/2002 und 2342/2002 — Vollständige Kopie des 
Bewertungsberichts — Transparenzprinzip und Gleichbehand­
lungsgrundsatz — Recht auf eine geordnete Verwaltung und 
auf ein faires Verfahren — Rechtsfehler — Verfälschung von 
Beweisen — Offensichtliche Unzulässigkeit — Offensichtlich 

unbegründeter Rechtsmittelgrund) 

(2012/C 73/14) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata 
Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE (Prozessbevoll­
mächtigter: N. Korogiannakis, dikigoros) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigte: S. Delaude und N. Bambara) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts (Fünfte Kammer) 
vom 9. September 2010 — Evropaïki Dynamiki/Kommission 
(T-300/07), mit dem das Gericht die Entscheidung der Kommis­
sion vom 13. Juli 2007, das von der Evropaïki Dynamiki — 
Proigmena Systimata Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis 
AE im Rahmen der Ausschreibung ENTR/05/78 für das Ma­
nagement und die Pflege des Portals „Europa für Sie“ in Bezug 
auf das Los Nr. 2 (Infrastrukturmanagement) abgegebene Ange­
bot abzulehnen und den Auftrag an einen anderen Bieter zu 
vergeben, für nichtig erklärt hat 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata Tilepikoinonion 
Pliroforikis kai Tilematikis AE trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 72 vom 5.3.2011. 

Beschluss des Gerichtshofs vom 10. November 2011 — 
Kalliope Agapiou Joséphidès/Europäische Kommission, 
Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur 

(EACEA) 

(Rechtssache C-626/10 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Zugang zu Dokumenten — Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 — Art. 4 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 
2 erster Gedankenstrich — Schutz der Privatsphäre und der 
Integrität des Einzelnen — Schutz der geschäftlichen Interes­
sen — Verordnung (EG) Nr. 58/2003 — Exekutivagenturen 
— Zuständigkeit für die Bearbeitung von Zweitanträgen auf 
Zugang zu Dokumenten — Transparenzgebot — Begriff des 

überwiegenden öffentlichen Interesses — Rechtsfehler) 

(2012/C 73/15) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Kalliope Agapiou Joséphidès (Prozessbevoll­
mächtigte: C. Joséphidès und H. Joséphidès, dikigoroi) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigte: G. Rozet und M. Owsiany-Hornung), Exekutiv­
agentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur (EACEA) (Prozess­
bevollmächtigter: H. Monet) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts (Siebte Kammer) vom 
21. Oktober 2010, Agapiou Joséphidès/Kommission und EA­
CEA (T-439/08), mit dem das Gericht die Klage auf Nichtig­
erklärung der Entscheidung der EACEA vom 1. August 2008 
über einen Antrag auf Zugang zu Dokumenten bezüglich der
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Bewilligung eines Jean-Monnet-Exzellenzzentrums an der Uni­
versität Zypern und auf Nichtigerklärung der Entscheidung 
C(2007) 3749 der Kommission vom 8. August 2007 betreffend 
eine Einzelentscheidung über die Bewilligung von Fördermitteln 
im Rahmen des Programms für lebenslanges Lernen, Teilpro­
gramm Jean Monnet, abgewiesen hat — Verletzung des Rechts 
auf Zugang zu Dokumenten und des Transparenzgebots — 
Rechtsfehler 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Frau Agapiou Joséphidès trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 103 vom 2.4.2011. 

Beschluss des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 25. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des High 
Court of Justice (Chancery Division) — Vereinigtes 
Königreich) — University of Queensland, CSL Ltd/ 
Comptroller General of Patents, Designs and Trade Marks 

(Rechtssache C-630/10) ( 1 ) 

(Art. 104 § 3 Abs. 1 der Verfahrensordnung — Humanarz­
neimittel — Ergänzendes Schutzzertifikat — Verordnung 
(EG) Nr. 469/2009 — Art. 3 — Bedingungen für die Ertei­
lung des Zertifikats — Begriff „durch ein in Kraft befindli­
ches Grundpatent geschütztes Erzeugnis“ — Kriterien — Be­
stehen zusätzlicher oder anderer Kriterien für ein 
Medikament, das mehr als einen Wirkstoff enthält, oder für 
einen Impfstoff gegen mehrere Krankheiten („Kombinations­

impfstoff“)) 

(2012/C 73/16) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (Chancery Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: University of Queensland, CSL Ltd 

Beklagter: Comptroller General of Patents, Designs and Trade 
Marks 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice (Chancery 
Division, Patents Court) — Auslegung des Art. 3 Buchst. a und 
b der Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergänzende 
Schutzzertifikat für Arzneimittel (ABl. L 152, S. 1) — Bedin­
gungen für die Erteilung des Zertifikats — Begriff des Erzeug­
nisses, das „durch ein in Kraft befindliches Grundpatent ge­
schützt ist“ — Kriterien — Geltung zusätzlicher oder anderer 
Kriterien für ein Arzneimittel, das mehr als einen Wirkstoff 
enthält, oder für einen Impfstoff gegen mehrere Krankheiten 
(„Kombinationsimpfstoff“)? 

Tenor 

1. Art. 3 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über das 
ergänzende Schutzzertifikat für Arzneimittel ist dahin auszulegen, 
dass er es den für den gewerblichen Rechtsschutz zuständigen 
Behörden eines Mitgliedstaats verwehrt, ein ergänzendes Schutz­
zertifikat für Wirkstoffe zu erteilen, die in den Ansprüchen des 
Grundpatents, auf das die betreffende Anmeldung gestützt wird, 
nicht genannt sind. 

2. Art. 3 Buchst. b der Verordnung Nr. 469/2009 ist dahin aus­
zulegen, dass er es den für den gewerblichen Rechtsschutz zustän­
digen Behörden eines Mitgliedstaats, sofern auch die anderen in 
diesem Artikel festgelegten Bedingungen erfüllt sind, nicht ver­
wehrt, ein ergänzendes Schutzzertifikat für einen Wirkstoff zu 
erteilen, der in den Ansprüchen des geltend gemachten Grund­
patents genannt ist, wenn das Arzneimittel, dessen Genehmigung 
für das Inverkehrbringen zur Stützung der Anmeldung des ergän­
zenden Schutzzertifikats vorgelegt wird, nicht nur diesen Wirkstoff 
enthält, sondern auch weitere Wirkstoffe. 

3. Bei einem Grundpatent für ein Verfahren zur Herstellung eines 
Erzeugnisses verbietet es Art. 3 Buchst. a der Verordnung 
Nr. 469/2009, ein ergänzendes Schutzzertifikat für ein anderes 
Erzeugnis als dasjenige zu erteilen, das in den Ansprüchen dieses 
Patents als das durch das fragliche Herstellungsverfahren gewon­
nene Erzeugnis bezeichnet ist. Ob das Erzeugnis unmittelbar durch 
dieses Verfahren gewonnen werden kann, spielt in diesem Zusam­
menhang keine Rolle. 

( 1 ) ABl. C 89 vom 19.3.2011. 

Beschluss des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 25. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des High 
Court of Justice (Chancery Division) — Vereinigtes 
Königreich) — Daiichi Sankyo Company/Comptroller- 

General of Patents, Designs and Trade Marks 

(Rechtssache C-6/11) ( 1 ) 

(Art. 104 § 3 Abs. 1 der Verfahrensordnung — Humanarz­
neimittel — Ergänzendes Schutzzertifikat — Verordnung 
(EG) Nr. 469/2009 — Art. 3 und 4 — Bedingungen für 
die Erteilung des Zertifikats — Begriff „durch ein in Kraft 
befindliches Grundpatent geschütztes Erzeugnis“ — Kriterien 
— Bestehen zusätzlicher oder anderer Kriterien für ein Medi­

kament, das mehr als einen Wirkstoff enthält) 

(2012/C 73/17) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (Chancery Division)
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